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Mit Steuern feministisch steuern
Steuerpolitik als Kampffeld für Geschlechtergerechtigkeit 

Elisabeth Klatzer

Einleitung

Steuerpolitik hat große Auswirkungen auf die Verteilung von Macht, bezahlter und unbe-
zahlter Arbeit, Einkommen und Vermögen und damit auch auf Geschlechterverhältnisse. 
Seit den 1990er Jahren arbeiten feministische Bewegungen und ForscherInnen zu Steuer-
politik aus der Geschlechterperspektive. 

Schon relativ früh wurde – vor allem im Rahmen von Gender Budgeting (vgl. z.B. Bud-
lender et al. 2002, Hill 2002, Beigewum 2002) – herausgearbeitet, dass nicht nur Staats-
ausgaben, sondern auch Staatseinnahmen und das Steuersystem insgesamt wesentliche 
Ansatzpunkte für Gleichstellungspolitik sind. Ausgehend von Analysen über Geschlecht-
erwirkungen der Einkommensbesteuerung (vlg. Spangenberg/Wersig 2013) wurden zu-
nehmend geschlechterpolitische Auswirkungen aller Abgaben- und Steuerarten in den 
Blick genommen (z.B. Barnett/Grown 2004, Beigewum 2002, Biffl et al. 2006, Elson 2002, 
Grown/Valodia 2010, Gunnarsson et al. 2017, Watch Group 2006, Women’s Budget Group 
2011, Biffl et al. 2006, Spangenberg/Wersig 2013, Philipps 1996). Dabei werden auch Fra-
gen der Machtverschiebungen thematisiert, die Steuerpolitik und Budgetpolitik insge-
samt zunehmend als technische Materie für „Experten“ positionieren und damit dem po-
litischen Diskurs entziehen (vgl. Philipps 1996, Beigewum 2002). Allerdings bezieht sich 
ein Großteil der Arbeiten bis in die 2000er Jahre vor allem auf den nationalen Rahmen 
der Steuerpolitik. 

Erst relativ spät rückt die internationale Dimension steuerpolitischer Maßnahmen ver-
stärkt in den Fokus (z.B. Brooks 2009, Lahey 2010, Grondona et al. 2016). Insbesondere 
Fragen der internationalen Steuerhinterziehung und -vermeidung werden erst in den letz-
ten Jahren als feministische Themen aufgegriffen.

Der Artikel gibt Einblicke in die feministischen Arbeiten und Debatten der letzten Jahre 
zu Fragen der Wechselwirkung zwischen Steuer- und Geschlechtergerechtigkeit. 

Steuerpolitik aus der Perspektive der Menschen- und Frauenrechte

Staaten haben sowohl individuell als auch kollektiv die Verpflichtung, „maximum avai-
lable resources“ für die Realisierung von Menschenrechten im allgemeinen und Frau-
en- und Mädchenrechten im speziellen zu mobilisieren (Grondona et al. 2016, 4). In den 
Arbeiten zur Verschränkung von Menschenrechten und Wirtschaftspolitik haben u.a. 
Diane Elson und Radhika Balakrishnan (2008, 2011) herausgearbeitet, dass aus dem in-
ternationalen Menschenrechtsbestand klare Prinzipien für eine Überprüfung der Wirt-
schaftspolitik abgeleitet werden können. Staaten sind demnach verpflichtet, die aus dem 
internationalen Menschenrecht ableitbaren Grundsätze „requirement for progressive 
realization” (das Prinzip der progressiven Verwirklichung), “use of maximum available 
resources” (die Nutzung der maximal verfügbaren Ressourcen), “the avoidance of retro-
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gression” (Vermeidung von Rückschritten), „the satisfaction of minimum essential levels 
of economic and social rights“ (die Befriedigung eines Minimums an wirtschaftlichen 
und sozialen Rechten), Nichtdiskriminierung und Gleichstellung, sowie Partizipation, 
Transparenz und Rechenschaftspflicht einzuhalten (Balakrishnan/Elson 2008, 5ff). Dar-
aus ergeben sich auch für den Bereich der Besteuerung interessante menschenrechtliche 
Richtlinien und Prinzipien. Neoklassischen Konzepte der „Verzerrungen“ und angebliche 
Ineffizienzen der Besteuerung sind demnach irreführend und nicht relevant. Aus men-
schenrechtlicher Perspektive geht es vielmehr darum, Besteuerung nach den rechtlichen 
Ergebnis- und Verhaltensverpflichtungen zu bewerten. In Bezug auf das Prinzip der maxi-
mal verfügbaren Ressourcen bedeutet dies eine Verpflichtung zu Steuergesetzen und -ver-
waltungen, die ausreichend staatliche Einnahmen für die Umsetzung wirtschaftlicher und 
sozialer Rechte in Einklang mit menschenrechtlichen Verpflichtungen sicherstellen. Sen-
kungen der Steuereinnahmen oder niedrige Besteuerungsniveaus stellen die Einhaltung 
dieser Verpflichtungen in Frage, ebenso wie Umgehungsmöglichkeiten für Konzerne und 
Vermögende. Aus dem Prinzip der Nichtdiskriminierung und Gleichstellung ergibt sich 
eine Verpflichtung, dass die Besteuerung verschiedene gesellschaftliche Gruppen glei-
chermaßen betrifft, in dem Sinne, dass unterschiedliche Gruppen (z.B. Konzerne versus 
Menschen, Reiche versus Arme) in Relation zu ihrem Einkommen gleichermaßen beitra-
gen und steuerliche Maßnahmen nicht einzelne Gruppen bevorzugen oder Vermeidung 
von Steuern ermöglichen. Dies wäre zu hinterfragen, wenn die Gesamtsteuerinzidenz 
für Ärmere höher ist als für Reiche, wenn Konzerne weniger zahlen als Individuen oder 
patriarchal organisierte Haushalte weniger als egalitäre. Aus Gleichstellungsperspektive 
ist insbesondere auch die Konvention zur Beseitigung jeder Form von Diskriminierung 
gegenüber Frauen (CEDAW) relevant. Die verfügbaren Gesamtsteuereinnahmen müssen 
demnach ausreichend sein damit „gleiche Rechte von Männern und Frauen, ihre wirt-
schaftlichen, sozialen, kulturellen, zivilen und politischen Rechte zu genießen“ sicherge-
stellt sind und dass „die Einnahmen so erzielt werden, dass sie mit den gleichen Zielen der 
substantiven Gleichstellung konsistent sind.“ (Elson 2006, 71). 

Weiters ergeben sich aus den menschenrechtlichen Prinzipien der Transparenz, Re-
chenschaftspflicht und Partizipation Verpflichtungen, dass die Besteuerung nach diesen 
Prinzipien organisiert ist und eine breite öffentliche Beteiligung in der Diskussion über 
adäquate Steuerpolitiken ermöglicht wird. Komplexe Steuersysteme mit vielen Ausnah-
mebestimmungen und das Fehlen von Informationen über die Steuerinzidenz, mangeln-
de unabhängige Aufsicht über Steuerbehörden und Beeinflussung von Steuergesetzen 
durch Reiche und Konzerne widerlaufen diesen menschenrechtlichen Verpflichtungen. 

Die Prinzipien der “progressive realization” und „non-retrogression“ in Bezug auf wirt-
schaftliche und soziale Lebensstandards können ebenfalls als wichtige Prüfkriterien he-
rangezogen werden. Balakrishnan/Elson (2008) argumentieren, dass rigide Fiskalregeln 
dem entgegenstehen können. Aus Menschen- und Frauenrechtsperspektive geht es nicht 
nur um die Frage des Gesamtsteueraufkommens, sondern auch um jene des Steuersys-
tems und der Rolle einzelner Steuern an den Steuereinnahmen. Elson (2006) hebt hervor, 
dass sich aus Frauen- und Menschenrechtsverpflichtungen Anregungen für den Mix an 
Staatseinnahmen ergeben: ein hohes Gewicht direkter und progressiver Steuern, Umsatz-
steuerbefreiungen für Güter des täglichen Bedarfs, Verbrauchssteuern auf nicht notwen-
dige Konsumgüter, keine Gebühren für Grundversorgung mit Gesundheit und Bildung 
sowie für Wasser und Elektrizität für arme Haushalte (Elson 2006, 101). Progressive Ver-
mögens- und Erbschaftssteuern sind ein weiteres Element (Lahey 2016). 
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Somit zeigt sich, dass aus Menschenrechten klare rechtliche Verpflichtungen und Maß-
stäbe für eine geschlechtergerechte Gestaltung der Steuerpolitik abzuleiten sind. Diese 
Arbeiten haben wichtige Impulse für steuerpolitische Debatten aus feministischer Pers-
pektive gegeben.

Tax Justice und Geschlechtergerechtigkeit

Fragen der Steuerstruktur, der Verteilung der Besteuerung (Inzidenz) sowie Mechanis-
men und Möglichkeiten der Steuerhinterziehung und -vermeidung auf nationaler und 
internationaler Ebene sind von Bedeutung für die Fähigkeit der Staaten, Staatseinnahmen 
zu erzielen und zu verteilen. (Grondona et al. 2016) In feministischen Debatten und Kam-
pagnen an der Schnittstelle von „Tax Justice“ und Geschlechtergerechtigkeit werden dabei 
zunehmend folgende Themen in den Vordergrund gerückt: Fehlende öffentliche Einnah-
men behindern die Umsetzung von Frauenrechten, Gleichstellung und Geschlechterge-
rechtigkeit und führen zu Rückschritten. Diskriminierende Steuerregeln, Steuersümpfe 
und Steuersenkungen für Reiche und Konzerne stärken männliche Privilegien und ver-
größern Ungleichheiten. Darüber hinaus wird der Fokus darauf gelegt, dass das System 
der Steuerhinterziehung und -vermeidung das Funktionieren der Wirtschaften behindert 
und das Volumen und die Qualität öffentlicher Dienstleistungen schmälert und den Sozi-
alstaat unterminiert. Wie auch bei Austeritätspolitik insgesamt werden damit wiederum 
Frauen getroffen und belastet, die über ihre unbezahlte Arbeit als soziale Sicherheitsnetze 
einspringen müssen. Die Verlagerung in der Steuerstruktur hin zu indirekten Steuern bei 
gleichzeitiger Senkung der Unternehmens- und Vermögensbesteuerung verstärkt Un-
gleichheiten und unterminiert Frauenrechte. 

Auf konzeptioneller Ebene gilt es auch, das neoliberale Mantra der wachstumsfreund-
lichen Besteuerung bzw. „tax-cuts for growth“ auszuhebeln (Klatzer 2017) und die ge-
schlechterpolitischen Implikationen zu benennen. Dieses Mantra wird in Kombination 
mit dem „Steuerwettlauf “ – sowohl auf internationaler Ebene als auch innerhalb der EU 
– als vorgeblich sachliches Argument benutzt, um Unternehmensbesteuerung zu senken 
und die Steuerlast zunehmend auf regressive Umsatz- und andere Konsumsteuern zu ver-
schieben. Diese Argumente halten einer intertemporalen empirischen Betrachtung wohl 
nicht stand: Weit höhere Unternehmensbesteuerung und auch hohe Einkommensbesteu-
erung in der Vergangenheit ging mit weit höheren Wachstumsraten einher. 

Die Besteuerungsarchitektur hat in keiner Weise mit der Globalisierung des Welthandels 
(Capraro 2016) und internationaler Finanzflüsse Schritt gehalten. Die bilateral ausgehan-
delten Doppelbesteuerungsabkommen haben im Wesentlichen zu einem Geflecht an Re-
geln geführt, in dem Konzerne ihre Steuern minimieren können. Grondona et al. (2016) 
und Femnet (2017) sind unter den ersten, die Themen illegaler Finanzflüsse aus der Ge-
schlechterperspektive aufgreifen. Dabei wird insbesondere der Zusammenhang zwischen 
der Rolle von Schattenfinanzplätzen und globalen Netzwerken, die illegale Finanzflüsse 
und Geldwäsche begünstigen, und der Ausbeutung von Frauen durch Frauenhandel und 
Drogenhandel hergestellt. Die gegenwärtigen Strukturen fördern diesen Bereich der il-
legalen und kriminellen Wirtschaft, der auf sexueller Ausbeutung und Ausbeutung der 
Arbeit von vulnerablen Personen, vor allem Frauen, beruht.

Es sind neben Konzernen vor allem reiche Männer, die die bestehenden Möglichkeiten 
extensiv nutzen, um Vermögen zu verstecken; nicht nur, um der Besteuerung zu entge-
hen, sondern auch, um ihren Ehefrauen und Kindern Anteile vorzuenthalten. Im Zusam-
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menhang mit den Panama Papers wurde das auch ansatzweise thematisiert. “For decades, 
spouses — nearly always male and part of the global One Percent — have solicited Mos-
sack Fonseca to help shield assets from soon-to-be exes” (Dyers 2016, ICIJ 2016). 

Bislang wenig Beachtung findet der Zusammenhang zwischen der Begünstigung von 
Steuerhinterziehung und -vermeidung mit der Erstarkung patriarchaler Geschlechterver-
hältnisse und Herrschaftsmuster. Da Herrschaft besonders auch an Eigentumsverhältnis-
se geknüpft ist und die gegenwärtig steigende Konzentration des Reichtums männlich 
dominierte Strukturen festigt und stärkt (Schlager/Klatzer 2017) ist es dringend nötig, 
diese Wechselwirkungen ins Blickfeld der Forschung zu rücken. 

Feministische Kämpfe für Steuergerechtigkeit

Feministische Einmischung in Steuerpolitik hat eine lange Tradition in vielen Ländern 
weltweit (vgl. z.B. Beigewum 2002, Fowode 2003, Hill 2002, Smith 2000, Watch Group 
Gender & öffentliche Finanzen 2006, Femme Fiscale o.J., Women’s Budget Group 2001). 
Vielfach wurden diese Kämpfe auf nationaler Ebene geführt, wo feministische Bewe-
gungen mit viel Kreativität und Fachwissen Räume geschaffen haben, um Aufmerk-
samkeit auf die Wechselwirkungen zwischen öffentlichen Leistungen und Steuerpolitik 
zu lenken und für geschlechtergerechtere Gestaltung von Steuersystemen einzutreten 
(Klatzer 2013). Dabei wurden wichtige Beiträge geleistet, den öffentlichen Diskurs und 
vor allem den Blick auf Geschlechteraspekte im Steuersystem zu erweitern. Von anfäng-
lichen Arbeiten zu Diskriminierungen im Einkommenssteuerrecht und der Wichtigkeit 
progressiver Tarife wurde der Blick zunehmend auf geschlechterpolitische Wirkungen 
weiterer Steuern und Abgaben und das Zusammenwirken des gesamten Steuersystems 
ausgedehnt. Damit rücken auch die unzureichende Besteuerung von Kapital und Ver-
mögen, regressive Wirkungen von Konsumsteuern und Abgaben sowie Steuerflucht 
und Steuersümpfe als Quellen der Aufrechterhaltung patriarchaler Strukturen in den 
Fokus.

Auf dem Weg zu einer globalen feministischen Bewegung für Steuergerechtigkeit 
und Frauenrechte

Ein vorläufiger Höhepunkt der Entstehung einer globalen feministischen Bewegung für 
Steuergerechtigkeit war ein Treffen zu „Women‘s Rights and Tax Justice“ in Bogota, Ko-
lumbien, im Juni 2017. Dieses Treffen, organisiert von der Friedrich-Ebert-Stiftung (FES), 
Public Services International (PSI), Global Alliance for Tax Justice (GATJ) und dem Tax 
Justice Network (TJN), war einerseits dem inhaltlichen Austausch und andererseits der 
Entwicklung einer gemeinsamen Strategie und Stärkung der internationalen Bewegung 
zu Geschlechtergerechtigkeit, Frauenrechten und Steuergerechtigkeit gewidmet; „the 
meeting marked the consolidation of a movement for tax justice in relation to gender 
justice, committed to think and carry forward specific strategies of struggle and resistance 
in this field“ (DAWN 2017).

Mit der Erklärung „Bogota Declaration on Tax Justice for Women’s Rights“ (Bogota 
Declaration 2017) wurde eine inhaltliche Basis formuliert. Organisationen weltweit sind 
eingeladen sie zu unterzeichnen. Damit soll eine globale Bewegung für „Tax Justice for 
Women’s Rights“ gestärkt werden, mit dem Ziel einer „inclusive equitable international 
financial architecture” und progressiver Steuersysteme zur Sicherstellung maximal ver-
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fügbarer Ressourcen. Die Bogota Erklärung formuliert neun zentrale Forderungen an Re-
gierungen, die viele der Themen aus den feministischen Debatten aufgreifen: 

1. Negative Gleichstellungswirkungen der Fiskalpolitiken sollten dringend korrigiert 
werden;

2. Keine Steuern oder Ausgaben, die Gender Gaps beim Einkommen (vor und nach 
Steuern) erhöhen;

3. Maximierung aller verfügbaren Ressourcen für Investitionen in qualitätsvolle ge-
schlechtersensible öffentliche Leistungen, Care Economy und Soziale Sicherheit;

4. Gender Budgeting umgesetzt auf allen Regierungsebenen;
5. Besteuerung in der progressivsten Art und Weise – durch direkte Besteuerung von 

Einkommen, Vermögen und vermögenden Privatpersonen sowie Sicherstellung, 
dass multinationale Konzerne ihren Beitrag zahlen;

6. Laufende Steuergleichstellungsfolgenabschätzungen um Auswirkungen von Steuer-
maßnahmen, vor allem auf die ärmsten Frauen, transparent zu machen;

7. Nationale und regionale Steuerpolitiken, die steuerlichen Missbrauch und die Be-
vorzugung von reichen Ländern, Konzernen und der reichen Elite verhindern;

8. Unterstützung für eine intergouvernementale „UN Global Tax Commission“, in der 
alle Länder einen Sitz und eine Stimme in der internationalen Steuerpolitik haben;

9. Alle Besteuerungssysteme sollen einem Katalog von vierzehn Merkmalen entspre-
chen, u.a. eine progressive individuelle und Konzerneinkommensbesteuerung, die 
zumindest 60 Prozent des nationalen Steueraufkommens ausmacht.

Gleichzeitig ist anzumerken, dass die Erklärung nach wie vor im Wachstumsparadigma 
verhaftet ist. Steuergerechtigkeit wird in den Zusammenhang mit „sustainable develop-
ment and economic growth for all“ (Bogota Declaration 2017, 4) gestellt. Dennoch wur-
den mit den Kampagnen zu Tax Justice and Women’s Rights sowie der Bogota Erklärung 
wichtige Schritte für internationale Vernetzung und Stärkung der Aufmerksamkeit auf 
das Thema gesetzt. Ausgehend davon wird derzeit versucht, auf internationale Debatten, 
vor allem auf UNO Ebene rund um die Sustainable Development Goals (SDGs), Einfluss 
zu nehmen. So wird auch rund um die erste globale Konferenz der Plattform für „Collabo-
ration on Tax“, die bei der UNO in New York im Februar 2018 zum Thema „Taxation and 
the Sustainable Development Goals“ stattfindet, ein Forum zu Geschlechter- und Steuer-
gerechtigkeit organisiert.

Perspektiven 

Diese vielfältigen Debatten und Kämpfe rund um Geschlechter- und Steuergerechtigkeit 
haben in den vergangenen Jahren an Momentum gewonnen. Dennoch zeigen sich viele 
Herausforderungen – darunter vor allem fehlende Ressourcen. Das betrifft sowohl die 
Forschung als auch Ressourcen für die Stärkung der feministischen Bewegungsarbeit. Ge-
rade in der dringend nötigen Forschung gibt es wenig Mittel. An etablierten Forschungs-
institutionen haben feministische Arbeiten zu Steuerthemen nach wie vor keinen Platz. 
Und wenn, dann werden nur marginale Themen (wie etwa die Steuerinzidenz einzelner 
Steuern, insbesondere Einkommensbesteuerung) aufgegriffen. Gerade in Bezug auf Kon-
zern-, Vermögens- und Kapitaleinkommensbesteuerung sowie Steuerhinterziehung und 
-vermeidung und deren Wechselwirkungen mit Geschlechterverhältnissen gibt es wenig 
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relevante Forschung. Das liegt zum Teil an fehlenden Daten, aber vor allem auch an feh-
lenden Forschungsgeldern für diese Themen.

Wie in der Vergangenheit kommt daher der außeruniversitären feministischen For-
schung und feministischen Bewegungen eine zentrale Rolle zu, die bislang weitgehend 
im Schatten liegenden Themen zu bearbeiten und als zentrale Felder politischer Kämpfe 
zu positionieren. Die vielfältigen Beziehungen und Wechselwirkungen zwischen Fiskal-
politik und Geschlechterverhältnissen und maskulin strukturierten Machtverhältnissen 
sowie deren Reproduktion auf nationaler und internationaler Ebene müssen Schritt für 
Schritt freigelegt und verändert werden.
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